




Neuer „Landraub“ in Afrika?
Jann Lay und Kerstin Nolte
Landpachten indischer Investoren in Madagaskar wecken erneut Ängste der Bevölke-
rung, meldet die madagassische Online-Zeitung La Gazette. Bereits 2009 war ein ähn-
liches Geschäft geplatzt und hatte zum Sturz des Präsidenten geführt. Damals hatte das 
südkoreanische Unternehmen Daewoo versucht, 1,3 Millionen Hektar Land – das ent-
spricht in etwa der Fläche von Thüringen – für 99 Jahre zu pachten. 
Analyse
Medien und Nichtregierungsorganisationen berichten vermehrt über sogenannte 
„Landnahmen“ (land grabbing), den Ausverkauf afrikanischen Agrarlandes an auslän-
dische Investoren. Auch die Weltbank und die Welternährungsorganisation (FAO) be-
schäftigen sich mit landwirtschaftlichen Großinvestitionen. Diese Debatte basiert bis-
lang allerdings auf unzureichenden Informationen. Erste Forschungsergebnisse zeigen, 
dass das schlichte Bild des Landraubs für die Exportproduktion nicht zutrifft – die Rea­
lität ist viel komplexer. 
Das Phänomen landwirtschaftlicher Großinvestitionen ist nicht neu. Aktuell wächst 
jedoch die Nachfrage nach der knappen Ressource Agrarland. Zudem treten neue 
und auch staatliche Investoren, etwa aus der Golfregion, auf.
Ein Problem ist bisher die Intransparenz der Vergabepraxis. Allerdings entsteht 
durch die Präsenz des Themas in der Öffentlichkeit erheblicher Druck auf Regie-
rungen und Investoren, größere Transparenz herzustellen.
Die möglichen Auswirkungen von Agrarinvestitionen sind vielfältig. Zu klären sind 
jeweils Fragen der Landnutzung, der Zugriffsrechte auf Land und der Kompensa-
tionsregelungen, wenn Konflikte mit der lokalen Bevölkerung vermieden werden 
sollen. Doch können solche Investitionen auch zur dringend benötigten Steigerung 
der Produktivität der afrikanischen Landwirtschaft beitragen. 
Erste Forschungsergebnisse legen nahe, dass weder das Bild des gierigen „Landräu-
bers“, der Land stiehlt und Produkte exportiert, noch das Bild des wohltätigen In-
vestors, der sich vor allem um die Entwicklung der ländlichen Räume Afrikas sorgt, 
richtig ist. Daher ist weder eine ausschließlich positive Bewertung noch eine grund-
sätzliche Ablehnung ausländischer Agrarinvestitionen sinnvoll.






-  -GIGA Focus Afrika 1/011
Neokoloniale Landnahme?
Das Schlagwort land grabbing, Landnahme oder 
Landraub, in Afrika taucht immer häufiger in der 
öffentlichen Debatte auf – worum aber geht es in 
dieser Diskussion? Der eingangs erwähnte Fall des 
südkoreanischen Unternehmens Daewoo in Mada-
gaskar sorgte 2009 für ein internationales Medien-
echo.1 Auf mehr als der Hälfte der landwirtschaft-
lich nutzbaren Fläche Madagaskars sollten Nah-
rungsmittel angebaut und direkt nach Seoul ver-
schifft werden. Die Bevölkerung fürchtete um die 
Nahrungsmittelsicherheit und die Existenz der 
Subsistenzlandwirtschaft und sie wehrte sich er-
folgreich gegen den Ausverkauf. Kürzlich ist Ma-
dagaskars Agrarland erneut ins Interesse auslän-
discher Investoren gerückt und die Ängste der Be-
völkerung wurden wieder geweckt. 2
Solche und ähnliche Berichte prägen die Dis-
kussion um das Thema und erklären wohl auch 
die verbreitete Annahme, dass es sich hierbei um 
 eine weitere Begleiterscheinung der Globalisierung 
handelt, die Entwicklungsländern – und insbeson-
dere den Ärmsten in diesen Ländern – eher schadet 
als nützt. Daher auch der Begriff des land grabbing 
oder der Landnahme, der unterstellt, dass hier je-
mandem – armen Bauern in Entwicklungsländern 
– Land weggenommen wird. 
Grundsätzlich ist nicht von der Hand zu wei-
sen, dass einige dieser geplanten Großinvestitio­
nen in die Landwirtschaft von Entwicklungslän-
dern Elemente eines solchen „Diebstahls“ haben, 
der möglicherweise sehr negative Konsequenzen 
für ein Land oder auch die direkt betroffenen Bau-
ern haben kann. Ob dies aber tatsächlich der Fall 
ist, hängt von einer Reihe von Bedingungen ab, die 
im Folgenden genauer beleuchtet werden.
Genau genommen wird Land zunächst nicht 
einfach gestohlen oder billig eingekauft, sondern 
gepachtet – wie auch im nicht realisierten Vorha-
ben von Daewoo seinerzeit geplant. Die Pachtver-
träge und Verhandlungsprozesse bleiben allerdings 
oft intransparent. Dies lässt darauf schließen, dass 
unter Umständen zu niedrige Pachtzinsen verlangt 
werden und Entscheidungen ohne die derzeitigen 
Nutzer des Landes getroffen werden. Wie man sich 
hier einigt, ob beispielsweise Korruption ins Spiel 
kommt, hängt vor allem davon ab, wer sich in den 
Verhandlungen gegenübersitzt.
1 Siehe z.B. BBC, Madagascar Leader Axes Land Deal, 19. März 
2009; The Financial Times, Daewoo’s Planned Madagascar 
Farm in Doubt, 18. März 2009.
2 Siehe z.B. La Gazette, Agribusiness: Les Indiens s’intéressent 
toujours à Madagascar, 17. Januar 2011.
Auf der einen Seite des Verhandlungstisches sit-
zen die Investoren. Manche Quellen sprechen von 
ausländischen und inländischen Investoren, in der 
Regel geht es in der aktuellen Diskussion aber vor 
allem um ausländische Investoren. Es handelt sich 
um staatliche oder private Unternehmen, eben-
so gibt es Mischformen oder Wirtschaftsgemein-
schaften. Die Investoren kommen aus allen Weltre-
gionen, in die Schlagzeilen geraten aber vor allem 
die Investoren aus China, Indien oder aus den 
Golfstaaten (z. B. Katar, Saudi­Arabien). Es gibt al-
lerdings auch Investoren aus Industriestaaten, so 
beispielsweise aus den USA oder Großbritannien. 
Auch deutsche Investoren sind in der Landwirt-
schaft afrikanischer Länder tätig.3 Diese sehr unter-
schiedlichen Investoren einigt der Wunsch, Zugang 
zu Agrarflächen vor allem in Afrika, aber auch in 
Südostasien, Osteuropa und Lateinamerika zu er-
langen, um dort Nahrungsmittel, Viehfutter oder 
Biokraftstoffe zu erzeugen.
Auf der anderen Seite des Verhandlungstisches 
sitzen zumeist Regierungsvertreter der Zielländer. 
In den seltensten Fällen sitzt die direkt von der In-
vestition betroffene Bevölkerung mit am Tisch, 
wie etwa die Bauern, die im Investitionsgebiet le-
ben und arbeiten. Leider ist für viele der betrof-
fenen Länder die Annahme berechtigt, dass die ge-
wählten oder selbsternannten Regierungsvertreter 
die Interessen der Bevölkerung nur unzureichend 
wahrnehmen. 
Einer der zentralen Gründe dafür, warum die 
Rechte der möglicherweise Betroffenen nicht oder 
nicht ausreichend wahrgenommen werden, liegt in 
der unzureichenden Definition von Landrechten. 
Insbesondere in Afrika ist Landbesitz oft nicht 
klar definiert und es existieren Mischformen von 
staatlich kodierten (formellen) und staatlich aner-
kannten informellen Rechten. Nicht selten gehört 
Land formell der Regierung oder wird als kommu-
nales Land durch lokale, sogenannte traditionelle 
Führer (chiefs) verwaltet. Einzelne Bauern haben oft 
nur traditionelle oder gewohnheitsrechtliche Nut-
zungsrechte – und damit keinen formellen Landti-
tel. Investoren beantragen Landtitel und sind dann 
3 Das gilt zum Beispiel für die deutsche Firma Acazis AG, 
die in Äthiopien für 50 Jahre 56.000 Hektar Land zum An-
bau von Castor­Pflanzen gepachtet hat. Aus Castor­Pflanzen 
wird Öl gewonnen, das nicht für die Nahrungsmittelproduk-
tion geeignet ist, siehe <www.acazis.com> (2. Februar 2011). 
Das Erste Deutsche Fernsehen berichtete am 24. Oktober 2010 
(„Landgrabbing – Wettlauf um Ackerland“) auch von indi-
rekter Beteiligung deutscher Anleger über Investmentfonds. 
4 Nach dem jüngsten Weltbankreport zu diesem Thema (World 
Bank 2010) richtete sich im Jahr 2009 mehr als 70% der Nach-
frage auf Land in afrikanischen Staaten.
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aufgrund fehlender gesetzlicher Verankerung tra-
ditioneller Rechte gegenüber den titellosen Klein-
bauern im Recht. Damit ist eine Enteignung oder 
Vertreibung der Besitzer beziehungsweise Land-
nutzer zumindest im Sinne formeller Gesetze rech-
tens. Länder in Afrika könnten aus diesem Grund 
ein besonders beliebtes Ziel von Investoren sein. In 
der Tat berichtet der jüngste Weltbankbericht zum 
Thema, dass Investoren besonders solche Länder 
auswählen, in denen Landrechte und Regierungs-
führung schlecht ausgebildet sind (WB 2010: xiv).
Die Probleme um Landrechte entstünden erst 
gar nicht, wenn afrikanische Staaten nicht über rie-
sige ungenutzte Flächen potenziellen Agrarlandes 
verfügen würden. Dieser Eindruck kann entstehen, 
wenn man sich die Bevölkerungsdichte vieler afri-
kanischer Länder ansieht, in denen es tatsächlich 
große fruchtbare Flächen gibt, die landwirtschaft-
lich nicht genutzt werden, wie beispielsweise in 
Mosambik und Sambia. Oft muss dieses Land je-
doch noch infrastrukturell erschlossen werden und 
erfordert zunächst Investitionen, beispielsweise die 
Trockenlegung von Sümpfen oder das Anlegen von 
Bewässerungsanlagen. Das erschlossene fruchtbare 
Land ist in den meisten Ländern dicht besiedelt.
Dass sich die Verfügbarkeit von Agrarflächen 
in den einzelnen Ländern deutlich unterscheidet, 
zeigen erste eigene Forschungsresultate:5 So inter-
essieren sich etwa Investoren in Mali, Kenia und 
Sambia für sehr unterschiedliche Arten von Agrar-
flächen, je nach dem, was dort genau produziert 
werden soll. Die Jatrophapflanze, aus der Biokraft-
stoff gewonnen wird, gilt als äußerst anspruchslos, 
Reis hingegen benötigt große Mengen an Wasser. 
Sambia hat vergleichsweise viel landwirtschaft-
lich nutzbares Land und ist in vielen Gebieten re-
lativ dünn besiedelt. Hier zeigen die Investoren In-
teresse an fruchtbarem Land mit gutem Anschluss 
an die Infrastruktur. Die fruchtbaren Gegenden 
Kenias sind wesentlich dichter besiedelt, so dass 
Land neu erschlossen werden muss, etwa durch 
die Trockenlegung von Sumpfgebieten. Diese Ge-
biete eignen sich dann besonders gut zum Reisan-
bau. In Mali wiederum ist zwar Land reichlich vor-
handen, doch ist die Bewässerung das große Pro-
blem. Aus diesem Grund konzentrieren sich die In-
vestoren hier auf Bewässerungsregionen am Niger. 
Es ist unter solchen Umständen durchaus möglich, 
5 Zwischen Oktober und Dezember 2010 wurde im Rahmen 
des GIGA­Projekts „Landnahmen und nachhaltige Entwick-
lung“ eine erste Sondierungsreise nach Sambia, Kenia und 
Mali durchgeführt; in diesen Ländern werden verschiedene 
Fälle von Investitionen untersucht.
dass den lokalen Kleinbauern nur „Restland“ zur 
Eigennutzung übrig bleibt. Zumindest in Mali und 
Sambia bleibt der Bevölkerung nur das Land, das 
die Investoren nicht wollen, fern von Infrastruktur 
und/oder ohne Bewässerungsmöglichkeiten.
Solche existenziellen Folgen können sich für 
Kleinbauern ergeben, wenn deren Interessen in den 
Verhandlungen nicht hinreichend vertreten wer-
den. Tatsächlich geht es in diesen Verhandlungen 
meist nicht primär um die Bedürfnisse der loka-
len Bevölkerung, nicht einmal um den Preis bezie-
hungsweise den Pachtzins. Oftmals bekommen In-
vestoren das Land sogar ohne monetäre Gegen-
leistung. Sie verpflichten sich dann zu bestimmten 
Maßnahmen, insbesondere Investitionen in die In-
frastruktur vor Ort. So wurde in Kenia lange Zeit 
über eine mögliche Investition Katars im Tana Ri-
ver Delta verhandelt. Als Gegenleistung sollte Ka-
tar den Hafen von Lamu ausbauen. Inzwischen 
sind die Verhandlungen jedoch geplatzt.6 Im Rah-
men eines bilateralen Investitionsvertrags zwischen 
Mali und Libyen kann Libyen 50 Jahre lang kosten-
los auf 100.000 Hektar malischem Land Reis an-
bauen. Im Gegenzug verpflichtet sich Libyen dazu, 
die für das Agrarprojekt nötigen Infrastrukturmaß-
nahmen im Office du Niger durchzuführen.7 Liby-
en ist ein wichtiger Handelspartner Malis. Wie in 
diesem Fall werden Landpachtverträge gelegent-
lich im Rahmen übergreifender bilateraler Koope-
rationsvereinbarungen geschlossen. 
Agrargroßinvestitionen: Kein neues Phänomen
Die aktuelle Medienberichterstattung über das 
Thema suggeriert, landwirtschaftliche Großinvesti-
tionen seien ein neues Phänomen. Dies trifft jedoch 
nicht zu: So ist China bereits seit den 1950er Jahren 
in der afrikanischen Landwirtschaft aktiv (Brauti-
gam 2009: 253ff.). Europäische Investitionen haben 
ihre Wurzeln teilweise in der Kolonialzeit, wurden 
aber auch nach der Unabhängigkeit durchgehend 
getätigt, wie zahlreiche Beispiele aus den 1950er bis 
1970er Jahren dokumentieren. 
Seit einigen Jahren sind allerdings steigende 
Investitionen zu beobachten, das gilt nicht nur 
für neue Projekte, sondern auch für bereits beste­
hende Unternehmungen. So existiert zum Beispiel 
in Mali seit 1996 ein Gemeinschaftsunternehmen 
6 Siehe z.B. The Guardian, Qatar Looks to Grow Food in Kenya, 
2. Dezember 2008; The Daily Nation, How China Pushed Qatar 
out of Sh400bn Lamu Port Deal, 10. Dezember 2010.
7 Vgl. das Abkommen zwischen Mali und Malibya: „Conventi-
on d’investissement dans le Domaine agricole entre la Répu-
blique du Mali et La Grande Jamahiriya arabe Libyenne po-
pulaire et socialiste“, 2008.
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im Zuckerrohranbau (40 Prozent hält der ma-
lische Staat, 60 Prozent ein chinesisches Staatsun-
ternehmen), das seine Anbaufläche im Jahr 2010 
um 20.000 Hektar ausgedehnt hat.8 Solche Erweite-
rungen sowie neuere Landnahmen sind teilweise 
auch auf die Strukturreformen der 1990er Jahre zu-
rückzuführen. Viele Regierungen ermutigen seit-
her ausländische Investoren zu Agrarinvestitionen. 
So gab es etwa in Sambia in den 1990er Jahren im 
Zuge der Wirtschaftsliberalisierung eine regel-
rechte Investitionswelle in der Landwirtschaft; vor 
allem südafrikanische und simbabwische Investo-
ren wurden gezielt angelockt.
Es ist zu vermuten, dass Agrarinvestitionen grö-
ßeren Umfangs in den letzten zehn Jahren zuge-
nommen haben, weil die Preise für Agrarprodukte 
gestiegen sind. Manche Länder fürchten aufgrund 
dieser Entwicklung um ihre Versorgungssicherheit 
in Bezug auf Lebensmittel. Ausgelöst wird dieser 
Trend durch steigende Einkommen in Schwellen-
ländern, die forcierte und subventionierte Erzeu-
gung von Biokraftstoffen, das zunehmende Bevöl-
kerungswachstum insbesondere in Indien und im 
Nahen Osten sowie den Klimawandel. Diese Fak-
toren erhöhen den Druck auf die Ressource Agrar-
land und geben damit unter Umständen Anlass zur 
Landspekulation.
Vor diesem Szenario ist davon auszugehen, dass 
es in einer globalisierten Weltwirtschaft tatsäch-
lich zu vermehrten Investitionen in Agrarflächen 
kommt. Trotz der erhöhten Aufmerksamkeit, die 
das Thema in den Medien erhält, gibt es jedoch kei-
ne gesicherten und vor allem keine vollständigen 
Informationen. Dies spiegelt sich auch im jüngsten 
Weltbankbericht wider, der aus Mangel an Alterna-
tiven in vielen Bereichen auf den blog der Nichtre-
gierungsorganisation GRAIN verweist. 
So ist festzuhalten: Die unzulänglichen Regie-
rungsleistungen in den Zielländern, insbesonde-
re in Bezug auf Land und Landrechte, lassen dar-
auf schließen, dass bei Verhandlungen über große 
Agrarinvestitionen die Interessen des Ziellandes 
nicht ausreichend berücksichtigt werden. Diese 
Gefahr besteht vor allem im subsaharischen Afrika. 
Eine Prüfung der World­Governance­Indikatoren 
ergibt,9 dass die Region in allen Regierungsberei-
8 Wir beziehen uns auf die SUKALA­(Complexe Sucrier Du 
Kala Superieur SA – Mali)Investition, die 2007 im Namen ei-
ner neuen société anonyme (Aktiengesellschaft) N­Sukala 
 eine Erweiterungsinvestition um 20 000 Hektar getätigt hat.
9 Die World Governance Indicators berücksichtigen folgen-
de Faktoren: Voice and Accountability, Political Stability and 
Absence of Violence, Government Effectiveness, Regulatory 
Quality, Rule of Law und Control of Corruption.
chen negative Werte aufweist. Dies bestätigt die be-
reits oben erwähnte Aussage der Weltbank: Inves-
toren wählen vor allem Länder mit schwacher Re-
gierungsleistung.
Inwieweit die Investoren diese Gegebenheiten 
zu ihrem Vorteil und unter Umständen zum Nach-
teil des betroffenen Landes und der direkt betrof-
fenen lokalen Bevölkerung nutzen, ist jedoch eine 
offene Frage. Denn nicht nur die Zielländer wei-
sen sehr unterschiedliche Ausgangsbedingungen 
auf, sondern auch die Investoren selbst bilden kei-
ne homogene Gruppe.
Klar ist, dass eine Reihe von Faktoren darüber 
entscheidet, zu welchem Ergebnis die Investitions­
verhandlungen führen und welche Wirkungen 
von ihnen ausgehen. Hierbei spielen nicht nur die 
länderspezifischen Bedingungen eine Rolle, son-
dern auch die Motivation und die Ziele der Inves-
toren. Unter Umständen herrscht zwischen Inves-
toren und Zielländern ein sehr ungleiches Kräfte-
verhältnis und letztere sind auf die Investitionen so 
sehr angewiesen, dass sie ihre Interessen nur unzu-
reichend durchsetzen können. Ob eine Investition 
die Bezeichnung land grabbing verdient, ist letzten 
Endes eine empirische Frage.
„Landraub“ oder Entwicklungschance?
Theoretisch sind sowohl positive als auch negati-
ve Auswirkungen denkbar. Daher gehen die Mei-
nungen zu den Auswirkungen von Agrarinvestiti-
onen auch weit auseinander: Vor allem die Medien 
und Nichtregierungsorganisationen (NRO) war-
nen vor den Gefahren des land grabbing, während 
internationale Organisationen wie die Welternäh-
rungsorganisation (FAO) und die Weltbank auch 
auf die Möglichkeiten verweisen, die diese Investi-
tionsvorhaben bieten.
Es wird befürchtet, dass insbesondere arme 
Teile der Bevölkerung unter den Investitionen zu 
leiden haben. Wenn Land nicht rechtmäßig den Be-
sitzer wechselt beziehungsweise traditionelle Be-
sitzrechte nicht anerkannt und Verhandlungen 
über die Köpfe der Bevölkerung hinweg geführt 
werden, sind vor allem Kleinbauern die Leidtra-
genden, denn sie verlieren mit dem Land ihre Le-
bensgrundlage. Allerdings mangelt es gerade in 
der Landwirtschaft armer Länder an Investitions-
mitteln zur Steigerung der Produktivität und zur 
Erhöhung der Nahrungsmittelproduktion und ­si-
cherheit. Über die konkreten Wirkungen von Agrar-
investitionen entscheidet deshalb eine Reihe von 
Mechanismen: 
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Zugang zu Land 
In Afrika spielt die Verfügbarkeit über Land eine 
enorm wichtige Rolle. Für viele Haushalte ist es 
die Lebensgrundlage (Subsistenzwirtschaft). Dar-
über hinaus kann Land bei einer Kreditaufnahme 
als Sicherheit dienen. Wenn Kleinbauern infolge 
von Agrarinvestitionen von ihrem Land vertrieben 
werden, ohne dass sie eine ausreichende Kompensa-
tion erhalten, verlieren sie ihre Existenzgrundlage. 
Aber auch wenn sie für ihre Verluste kompensiert 
werden, bleibt zu befürchten, dass sie unfrucht-
bareres oder schlechter an Infrastruktur angebun-
denes Land erhalten. In einem Negativszenario ge-
hört dann alles „gute“ Land den Investoren und die 
lokale Bevölkerung hat nur zum „schlechten Rest“ 
Zugang. Besonders betroffen können bei solchen 
Prozessen ohnehin benachteiligte Gruppen sein. 
Diskriminierung bei der Landvergabe, etwa von 
bestimmten ethnischen Gruppen oder Frauen, ist in 
vielen Ländern Afrikas ein Problem, das durch die 
verstärkte Landnutzung verschärft werden könnte. 
Die mit dem Zugang zu Land verbundenen Pro-
bleme illustriert der Fall Sambia. Nur sechs Prozent 
der Landmasse sind sogenanntes state land, das mit 
offiziellem Landtitel vergeben wird. 94 Prozent des 
Landes gelten als customary land. Dieses Land wird 
in der Regel von Dorfvorstehern (village/communi-
ty chiefs) verwaltet und dann der lokalen Bevölke-
rung zur Nutzung überlassen. Seit dem Land Act 
von 1995 ist es – mit Einverständnis des chief – mög-
lich, für solches „Gemeinschaftsland“ (customary 
land) einen Pachtvertrag über 99 Jahre zu bekom-
men. Diese Regelung verleiht den chiefs eine hohe 
Verhandlungsmacht; bei den Verhandlungen mit 
großen kommerziellen Farmen und ausländischen 
Investoren werden die Bedürfnisse von Kleinbau-
ern unter Umständen nicht berücksichtigt (Jayne et 
al. 2009: 8ff., 29ff., 35).
Ein Ungleichgewicht im Besitz von Land, mit 
dem besten Land in den Händen weniger Investo-
ren und dem schlechten Land in den Händen vieler 
Kleinbauern, führt möglicherweise zu vermehrten 
Konflikten. Eine wachsende Anzahl armer Bau-
ern konkurriert um eine schrumpfende Agrarflä-
che. Die traditionellen Konflikte zwischen Viehhir-
ten und sesshaften Bauern, oft auch zwischen eth-
nischen Gruppen, verschärfen sich. Konkrete Bei-
spiele für entsprechende Konflikte, die durch ex-
terne Investitionen ausgelöst wurden, sind uns 
zwar nicht bekannt, aber in der Investitionsregion 
Tana River Delta in Kenia – mehrere ausländische 
Investoren interessieren sich für die Region, einige 
haben bereits Pachtverträge unterzeichnet, andere 
verhandeln noch – wachsen Ängste in der Bevölke-
rung vor einem Zuwachs an Konflikten.10 
Produktivität und Technologietransfer
Die Produktivität der afrikanischen Landwirt-
schaft ist im internationalen Vergleich sehr gering: 
Afrika südlich der Sahara hatte im Jahr 2008 einen 
Getreideertrag von 1.230 Kilogramm pro Hektar 
beerntetem Land.11 Im gleichen Zeitraum liegt der 
Weltdurchschnitt bei 3.707 Kilogramm pro Hekt-
ar. Auch andere Entwicklungsregionen weisen im 
Vergleich höhere Werte auf, etwa Ostasien und Pa-
zifik (nur Entwicklungsländer) 4.890 und Lateina-
merika 3.599 Kilogramm pro Hektar.12 Das Enga-
gement eines Investors kann zum vermehrten Ein-
satz von modernen, die Produktivität steigernden 
Technologien und Verfahren führen (Maschinen 
und Düngemitteln), die unter bestimmten Bedin-
gungen auch einheimischen Bauern zur Verfügung 
gestellt werden. Letzteres trifft vor allem dann zu, 
wenn Vertragslandwirtschaft (contract farming) be-
trieben wird und lokale Bauern das Land des In-
vestors eigenständig bewirtschaften, aber über Ab-
nahmeverträge an ihn gebunden sind und über ihn 
Zugang zu Dienstleistungen und technischer Aus-
stattung haben (Ochieng 2010; Glover 1987). 
Arbeitsmarkteffekte 
Landwirtschaftliche Investitionen haben das Po-
tenzial, Arbeitsplätze zu schaffen. Kritiker befürch-
ten aber, dass vor allem Arbeitskräfte aus anderen 
Regionen oder sogar aus dem Ausland eingestellt 
werden. Zudem kommt es auf die Art der Arbeit 
an: Handelt es sich um dauerhafte und qualifizierte 
Arbeitsplätze oder um kurzfristige Gelegenheits-
jobs im Niedriglohnsektor? Vor allem chinesische 
Investoren sind dafür bekannt, auf afrikanischem 
Boden chinesische Arbeitskräfte einzusetzen. Da-
für fand sich bislang allerdings keine Bestätigung: 
Die vier von den Autoren besuchten chinesischen 
Investitionen (in Mali und Sambia) – wie auch fünf 
andere Investitionen – setzen auf lokale Arbeits-
kräfte. Die Führung des Betriebs liegt jedoch in der 
Hand von Personal aus den Herkunftsländern der 
Investoren. Besonders hoch qualifiziertes Personal 
ist in der Regel nur außerhalb der Investitionsre­
10 Dies ist ein Ergebnis der ersten Interviews in der Region. 
Auch im Report der Eastern Africa Farmers Federation wird 
die Furcht vor einem Zuwachs an Konflikten ausgedrückt 
(Makutsa 2010). 
11 Dazu zählen Weizen, Reis, Mais, Gerste, Hafer, Roggen, 
 Hirse, Sorgho, Buchweizen und Mischgetreide.
12 Die Daten sind aus den World Development Indicators der 
Weltbank entnommen (cereal yield, kg/ha).
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gion, etwa in den Hauptstädten, zu rekrutieren. 
Die oft formulierte These, Investoren würden ihr 
Personal mitbringen, ist demnach zumindest nicht 
im Regelfall zutreffend. Zu bedenken ist in diesem 
Zusammenhang, dass Teile der ländlichen Bevöl-
kerung ausschließlich auf ihre Arbeitskraft als Ein-
kommensquelle angewiesen sind. In Sambia bei-
spielsweise ist ein Viertel der ländlichen Bevölke-
rung nahezu landlos (Jayne et al. 2009).
Infrastruktur
Ein wesentliches Argument der Befürworter aus-
ländischer Agrarinvestitionen ist der mögliche Zu-
gewinn an Infrastruktur. So wird von Investoren be-
richtet, die Straßen ausbauen, Schulen und Kranken-
häuser gründen und bei größeren Infrastrukturpro-
jekten helfen, wie im eingangs erwähnten Beispiel 
aus Kenia mit dem Ausbau des Hafens in Lamu. Vor 
allem der Zugang zu Märkten – ein großes Problem 
für Kleinbauern in Afrika – spielt hier eine wichtige 
Rolle. Wird etwa eine Straße gebaut oder ausgebes-
sert, ermöglicht dies einen wesentlich schnelleren 
Transport der Waren zu lokalen Märkten und er-
schließt den Bauern neue Märkte. 
Nahrungsmittelverfügbarkeit und -sicherheit
Nahrungsmittelsicherheit ist im afrikanischen Kon-
text ein sehr sensibles Thema: Bei über 230 Millio-
nen Hungernden auf dem Kontinent hat die Nah-
rungsmittelproduktion grundsätzlich Priorität. Zu-
dem ist eine höhere Verfügbarkeit von Nahrungs-
mitteln nicht gleichbedeutend mit einer besseren 
Versorgung der armen Bevölkerung. Prinzipiell 
kann eine erhöhte Produktivität der lokalen Land-
wirtschaft zu einer höheren Nahrungsmittelverfüg-
barkeit in der von einer Investition betroffenen Re-
gion führen. Dies gilt allerdings nur, wenn es sich 
tatsächlich um Nahrungsmittelproduktion handelt 
und wenn die Produkte auf den lokalen Märkten 
verkauft werden. Denkbar ist auch das Gegenteil, 
die Erzeugung von Biokraftstoffen oder der reine 
Export der Produkte, was für die libysche Inves-
tition in Mali zu gelten scheint (GTZ 2009: 18ff.). 
Dadurch entfallen Agrarflächen für die lokale Pro-
duktion und die Nahrungsmittelsicherheit ist ge-
fährdet. In den von den Autoren untersuchten Fäl-
len spielen sowohl Grundnahrungsmittel wie Reis 
oder Weizen eine Rolle als auch Pflanzen für Bio-
kraftstoffe, insbesondere Zuckerrohr; der reine Ex-
port der Produkte ist in diesen Fällen die Ausnah-
me, fast immer sind die Produkte vorrangig für 
den lokalen Markt bestimmt. 
Umwelt
Ein weiteres Problem kann eine zusätzliche Um-
weltbelastung sein. Kommerzielle Landwirtschaft 
geht in der Regel mit Umweltbeeinträchtigungen 
einher: Wenn das Land zuvor nicht bebaut war, 
werden zunächst Wälder abgeholzt oder Sumpfge-
biete trockengelegt, um Anbauflächen zu schaffen. 
Monokulturen, Bewässerung – vor allem die Ent-
nahme von Grundwasser in wasserarmen Regio­
nen –, der Einsatz von Pestiziden, erhöhter Ener-
giebedarf etc. können Ökosysteme negativ beein-
flussen. 
All diese Wirkungsmechanismen sollten bei 
den Verhandlungen und der Ausgestaltung der 
Verträge über Agrarinvestitionen in Betracht gezo-
gen werden. Wichtig sind jedoch nicht nur die In-
halte der Verträge, wichtig ist auch die langfristige 
Sicherung ihrer Einhaltung. 
Die Rahmenbedingungen zählen
Wichtig erscheint zunächst eine Fundierung der 
inzwischen polarisierten Diskussion um auslän-
dische Agrarinvestitionen. Vor allem ist es wenig 
sinnvoll, eine definitive Antwort auf die Frage fin-
den zu wollen, ob diese Agrarinvestitionen gene-
rell gut oder schlecht sind. Ob Agrarinvestitionen 
positive oder negative Auswirkungen in den Ziel-
ländern haben, hängt von einer Reihe von Fak-
toren ab. Dabei spielen neben den nationalen Rah-
menbedingungen auch die Motive der Investoren 
eine wichtige Rolle. Geschäfte afrikanischer Re-
gierungen mit Großinvestoren, insbesondere mit 
Staatsunternehmen aus Asien und dem Nahen Os-
ten, bestimmen die öffentliche Diskussion. Einige 
der von NRO und den Medien geschilderten Fälle 
machen es schwer, an die Möglichkeit zu glauben, 
dass alle Beteiligten gleichermaßen Gewinne und 
Vorteile davontragen. Unsere Recherchen deuten 
aber darauf hin, dass es neben Negativbeispielen 
eine Reihe von Projekten gibt, die das Potenzial ha-
ben, positive Auswirkungen auf das Zielland und 
die lokale Bevölkerung nach sich zu ziehen. Insbe-
sondere gilt dies für viele kleinere private Investi-
tionen in Afrika. Werden solche Agrarinvestitionen 
grundsätzlich verteufelt, kann dies zur Folge ha-
ben, dass den ländlichen Räumen Afrikas einer der 
Wege aus der Armut versperrt wird.
Ausländische Agrarinvestitionen können den 
entscheidenden Impuls für den dringend benötig­
ten beschleunigten Entwicklungsprozess in den oft 
bitterarmen ländlichen Räumen Afrikas geben. Es 
gilt jedoch, Rahmenbedingungen zu schaffen, die 
sicherstellen, dass die Bevölkerung an diesem ex-
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tern angestoßenen Entwicklungsprozess teilhat 
und die Zielländer insgesamt von den Investitio-
nen profitieren. Hierbei kann und sollte Entwick-
lungszusammenarbeit einen Beitrag leisten, nicht 
jedoch in Form der direkten Subventionierung von 
Agrarinvestitionen deutscher Unternehmen. 
Zu den Rahmenbedingungen gehört insbeson-
dere die Transparenz der Planungs­ und Investi-
tionsprozesse, von der Aushandlung der Verträge 
bis zu deren Umsetzung. Landfragen, Landrechte 
und adäquate Kompensationsmechanismen für die 
betroffene lokale Bevölkerung sind dabei von ent-
scheidender Bedeutung. Die Verantwortung hier-
für liegt in den Händen der Regierungen der Ziel-
länder. Das heißt, die nationalen Regierungen müs-
sen für eindeutige Landbesitzverhältnisse sorgen. 
Die Landtitelvergabe sowie die Anerkennung tra-
ditioneller Eigentums­ und Nutzungsrechte müs-
sen in vielen Ländern besser gesetzlich verankert 
und umgesetzt werden. Außerdem können über 
Rahmengesetzgebungen wichtige Weichen gestellt 
werden. So können Zielländer etwa bestimmte In-
frastrukturmaßnahmen, die Einbindung lokaler 
Bauern und Umweltverträglichkeitsanalysen ein-
fordern. 
In der Verantwortung der Regierungen der Ziel-
länder liegt natürlich auch eine nicht unerhebliche 
Gefahr, denn in vielen Zielländern ist nicht sicher-
gestellt, dass die Regierungen die Interessen der 
Bevölkerung im Sinn haben. Daher können Selbst-
verpflichtungen von Investoren ein geeignetes zu-
sätzliches Instrument sein, um die Bevölkerung 
am Entwicklungspotenzial von Agrarinvestitionen 
teilhaben zu lassen. Solche Leitlinien (codes of con-
duct) und Prinzipien werden derzeit von verschie-
denen Institutionen erarbeitet,13 müssen aber noch 
internationale Anerkennung finden. 
Auch bestehendes internationales Recht könnte 
stärker genutzt werden, um die Bevölkerung vor 
negativen Auswirkungen von Agrarinvestitionen 
zu schützen. Hierzu gehört etwa das Menschen-
recht auf Nahrung und die Einhaltung internatio­
naler Umweltstandards und ILO­Konventionen 
(BMZ 2009).
Die Nachfrage nach Agrarland wird in Zukunft 
wahrscheinlich weiter wachsen. Die genannten 
Triebkräfte, wie zum Beispiel veränderte Konsum-
gewohnheiten einer größeren Mittelschicht, Klima-
wandel und die Produktion von Biokraftstoffen, 
nehmen zu. Demzufolge wird sich auch der Inves-
titionstrend in die Landwirtschaft weiter verstär-
13 Siehe z.B. African Union 2009; BMZ 2009; De Schutter 2009.
ken. Eine aufgeklärte Diskussion über die Konse-
quenzen dieses Phänomens ist daher unverzicht-
bar. Hierbei gilt es vor allem die Rahmenbedin-
gungen zu identifizieren, die dazu führen können, 
dass diese Entwicklung zu einer Chance für die 
ärmsten Regionen der Welt werden kann. 
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